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Text 

Verpflichtung zur Anzeige von Änderungen des Nettoeinkommens und des in Betracht kommenden 
Richtsatzes 

§ 146. (1) Der Pensionsberechtigte, der eine Ausgleichszulage bezieht, ist verpflichtet, jede 
Änderung des Nettoeinkommens oder der Umstände, die eine Änderung des Richtsatzes bedingen, dem 
Versicherungsträger gemäß § 18 anzuzeigen. 

(2) Der Versicherungsträger hat jeden Pensionsberechtigten, der eine Ausgleichszulage bezieht, 
innerhalb von jeweils drei Jahren mindestens einmal zu einer Meldung seines Nettoeinkommens und 
seiner Unterhaltsansprüche sowie aller Umstände, die für die Höhe des Richtsatzes maßgebend sind, zu 
verhalten. Kommt der Pensionsberechtigte der Aufforderung des Versicherungsträgers innerhalb von 
zwei Monaten nach ihrer Zustellung nicht nach, so hat der Versicherungsträger die Ausgleichszulage mit 
dem dem Ablauf von weiteren zwei Monaten folgenden Monatsersten zurückzuhalten. Die 
Ausgleichszulage ist, sofern sie nicht wegzufallen hat, unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des 
§ 144 nachzuzahlen, wenn der Pensionsberechtigte seine Meldepflicht erfüllt oder der 
Versicherungsträger auf andere Weise von der maßgebenden Sachlage Kenntnis erhalten hat. 

(3) Die Träger der Sozialhilfe haben bezüglich aller Bezieher einer Ausgleichszulage, die sich 
gewöhnlich in ihrem Zuständigkeitsbereich aufhalten, ihnen bekanntgewordene Änderungen des 
Nettoeinkommens oder der Umstände, die eine Änderung des Richtsatzes bedingen, dem 
Versicherungsträger mitzuteilen. 
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